Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 719 


Antrag 

der Abgeordneten Naegel, Atzenroth, Samwer 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Abwicklung der Bundesstelle für den Waren- 
verkehr der gewerblichen Wirtschaft und die Errichtung 
eines Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 
(Gesetz über das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Abwicklung der Bundesstelle für den Waren- 
verkehr der gewerblichen Wirtschaft 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung einer Bun- 
desstelle für den Warenverkehr der gewerb- 
lichen Wirtschaft vom 29. März 195.1 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 216) in der Fassung der Ge- 
setze zur Verlängerung der Geltungsdauer 
und zur Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 337), vom 
25. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 69) und 
vom 28. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 265) 
wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 1 wird als § 1 a folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

4 1 a 

Die Bundesstelle wird, beginnend mit 
dem 1. Oktober 1954, abgewickelt. Sie 
führt jedoch, spätestens bis zum 30. Juni 
1955, diejenigen sachlichen Aufgaben 
weiter, deren Wahrnehmung durch die 
Bundesstelle nach dem 1. Oktober 1954 
erforderlich bleibt. Der Bundesminister 
für Wirtschaft veranlaßt, daß die Wahr- 


nehmung dieser Aufgaben alsbald auf an- 
dere, hierzu geeignete Behörden, insbe- 
sondere auf das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft, übergeleitet wird.“ 

2. In § 2 Nr. 1 werden die Worte „für Siche- 
rungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten 
der gewerblichen Wirtschaft in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 5. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 299) sowie der 
Gesetze vom 25. Juni 19£2 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 337), vom 27. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 69) und dieses Ge- 
setzes“ ersetzt durch die Worte „über die 
Sicherstellung der Erfüllung völkerrecht- 
licher Verpflichtungen auf dem Gebiet der 
gewerblichen Wirtschaft“ und hinter den 
Worten „zentrale Bearbeitung“ die Worte 
„durch die Bundesstelle“ eingefügt. 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

Um sicherzustellen, daß die bis zum 
Außerkrafttreten dieses Gesetzes verblei- 
benden Aufgaben der Bundesstelle für den 
Warenverkehr der gewerblichen Wirt- 
schaft mit einem möglichst geringen Auf- 
wand an Personal durchgeführt werden, 
regelt der Bundesminister für Wirtschaft 
den Aufbau der Bundesstelle neu; dabei 
sind insbesondere bestehende Gruppen zu- 
sammenzulegen oder aufzulösen, soweit 
ihre Aufgaben ganz oder zum Teil ent- 
fallen.“ 
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4. In § 9 werden die Worte „30. September 
1954“ durch die Worte „30. Juni 1955“ 
ersetzt. 

ABSCHNITT II 

Errichtung eines Bundesamtes für 
gewerbliche Wirtschaft 

Artikel 2 

(1) Als nadigeordnete Bundesoberbehörde 
im Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft (Bundesminister) wird ein Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt) 
errichtet. 

(2) Der Präsident des Bundesamtes wird 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag des 
Bundesministers ernannt. 

Artikel 3 

(1) Das Bundesamt führt auf den Gebieten 
der Einfuhr, der Ausfuhr (einschließlich der 
ausfuhrähnlichen Lieferungen von Waren an 
ausländische Staaten und internationale Or- 
ganisationen) und des Interzonenhandels 
Rechtsvorschriften, insbesondere über den 
Waren- und Dienstleistungsverkehr sowie 
den Zahlungsverkehr mit Gebieten außerhalb 
des Bundesgebietes aus, soweit es in diesen 
Rechtsvorschriften vorgesehen und eine zen- 
trale Bearbeitung erforderlich ist. 

(2) Der Bundesminister kann dem Bundes- 
amt ferner die Durchführung von Rechtsvor- 
schriften, die auf Grund des Gesetzes über die 
Sicherstellung der Erfüllung völkerrechtlicher 
Verpflichtungen auf dem Gebiet der gewerb- 
lichen Wirtschaft erlassen werden, übertragen,, 
soweit e^ in den Rechtsvorschriften vorgesehen 
und eine zentrale Bearbeitung erforderlich ist. 

A r t i k e 1 4 

Das Bundesamt hat die ihm übertragenen 
Aufgaben gemäß den marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen der Wirtschaftspolitik durchzu- 
führen; es soll insbesondere in laufender An- 
passung an die fortschreitende Entwicklung 
auf dem Außenhandelsgebiet seinen Tätig- 
keitsbereich in dem Maße einschränkend in dem 
die Bundesrepublik die Freiheit des Waren-, 
desDienstleistungs- und des Zahlungsverkehrs 
wiederherstellt. 

Artikel 5 

Auf dem Gebiet der Einfuhr ist die Anord- 
nung von Beschränkungen im Sinne des Arti- 
kels 4 zulässig 


1. zur Erhaltung der notwendigen konvertier- 
baren Währungsreserven, 

2. zur Wiederherstellung des Gleichgewichts 
der Zahlungsbilanz mit einem ausländischen 
Staat oder Währungsgebiet, 

3. zur Abwendung von Maßnahmen, die die 
deutsche Ausfuhr diskriminieren, 

4. zum Schutze einer volkswirtschaftlich unver- 
zichtbaren Produktion. 

Artikel 6 

Auf dem Gebiet der Ausfuhr sind Be- 
schränkungen im Sinne des Artikels 4 zulässig 

1. zur Wiederherstellung des Gleichgewichts 
der Zahlungsbilanz mit einem ausländischen 
Staat oder Währungsgebiet, 

2. zur Sicherung der Versorgung der deutschen 
Wirtschaft, soweit Einfuhren bestimmter 
Waren, wie Rohstoffe, nicht oder nur unter 
unverhältnismäßigen Schwierigkeiten durch- 
geführt werden können, 

3. in Erfüllung zwischenstaatlicher Verpflich- 
tungen. 

Artikel 7 

Das Bundesamt hat, soweit es die Sicherstel- 
lung der von der Bundesrepublik in zwei- 
oder mehrseitigen zwischenstaatlichen Verein- 
barungen eingegangener Verpflichtungen oder 
die Wahrnehmung der in solchen Vereinbarun- 
gen der Bundesrepublik zugestandenen Rechte 
erfordert, Aufzeichnungen zu führen und die 
im Zusammenhang mit zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen erforderlichen Zusammen- 
stellungen zu fertigen. 

Artikel 8 

Der Bundesminister kann das Bundesamt 
anweisen, in wichtigen Fragen Sachverständige 
zu hören. 

Artikel 9 

(1) Das Bundesamt hat bei Anhören und 
Unterrichtung der Sachverständigen eine 
mißbräuchliche Verwendung von Unter- 
lagen zu verhindern. 

(2) Für die Sachverständigen gelten die Be- 
stimmungen der Verordnung gegen Beste- 
chung und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen in der Fassung vom 22. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. T. S. 351). Die Sachverständi- 
gen werden von dem Bundesminister oder 
einem dafür von ihm bestimmten Vertreter 


2 



auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten durch Handschlag verpflichtet. 

Artikel 10 

Das Bundesamt ist auskunftberechtigte 
Stelle im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 699, 723). Es soll, soweit die 
Angelegenheit nicht dringlich ist, die Aus- 
kunft durch die Landeswirtschaftsminister 
(Senatoren) einfordern. 

Artikel 11 

Für das Bundesamt wird im Haushalt des 


Bundesministeriums für Wirtschaft ein eige- 
ner Haushaltsplan aufgestellt. 

Artikel 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 13 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1954 
in Kraft. 


Bonn, den 13. Juli 1954 

** 

Naegel 

Dr. Bergmeyer 

Brand (Remscheid) 

Griem 

Dr. Hellwig 

Holla 

Illerhaus 

Dr. Köhler 

Dr. Leiste 

Leonhard 

Dr. Lindenberg 

Müser 

Sabaß 


Sabel 

Wullenhaupt 


Dr. Atzenroth 
Euler 

Dr. Hoffmann 
Dr. Wellhausen 


Samwer 
Dr. Eckhardt 
Engeil 
Haasler 
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